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A 0246/2023 (STK) 

Auftrag fraktionsübergreifend: Einführung einer Stimm- und Wahlpflicht 

(15.11.2023)  

 

Für eidgenössische, kantonale und kommunale Wahlen und Abstimmungen ist eine Stimm- 

und Wahlpflicht einzuführen. Davon ausgenommen sind die Gemeindeversammlungen. 

Art. 25 unserer Kantonsverfassung ist entsprechend zu ergänzen. Im Gesetz über die politi-

schen Rechte sind die Ausnahmen und Sanktionen festzulegen. Der Regierungsrat wird be-

auftragt, dem Kantonsrat Botschaft und Entwurf vorzulegen. 

 

Begründung 15.11.2023: schriftlich. 

 

Unsere demokratischen Mitwirkungsrechte, namentlich das Stimm- und Wahlrecht, sind ein 

hohes Gut, für deren Einführung und Erweiterung unsere Vorfahren während Generationen 

gekämpft haben. Weltweit kämpfen noch heute viele Menschen um diese Rechte und sind 

bereit, dafür ihr Leben zu riskieren. Nicht so bei uns. 

Die Bereitschaft, an Wahlen und Abstimmungen teilzunehmen, ist auf ein erschreckend tiefes 

Niveau gesunken. Am Abstimmungstermin im vergangenen Juni, bei dem auch über wichtige 

nationale Vorlagen zu entscheiden war, nahmen gerade einmal 37 - 39 % der Stimmberech-

tigten teil. Noch schlechter war die Beteiligung im März dieses Jahres, als lediglich über kan-

tonale Vorlagen zu entscheiden war. Hier nahmen gerade einmal rund 25 % ihr Stimmrecht 

wahr. Bei den gleichzeitig stattfindenden Gerichtspräsidentenwahlen in zwei Amteien war 

jeweils eine Stimmbeteiligung von 20 % zu verzeichnen. Solch tiefe Beteiligungen kratzen 

langfristig auch an der Legitimität entsprechender Entscheide. 

Mit der Einführung einer Stimm- und Wahlpflicht für alle eidgenössischen, kantonalen und 

kommunalen (Bürger- und Kirchgemeinden eingeschlossen) Urnenabstimmungen und -wah-

len macht der Verfassungsgeber deutlich, dass den politischen Rechten auch ein verpflichten-

des Element innewohnt – die Pflicht nämlich, sich für die Gestaltung unseres politischen Ge-

meinwesens einzusetzen und daran mitzuwirken. Um das verpflichtende Element zu beto-

nen, sind die im Gesetz vorzusehenden Entschuldigungsgründe sehr restriktiv auszugestalten 

und die Bussen angemessen festzulegen. Die eingezogenen Bussen könnten zur Bezahlung 

der Portokosten für die Abstimmenden und als Beitrag zur Deckung der Aufwände von Ge-

meinden und Kanton von Wahlen und Abstimmungen verwendet werden. 

 

Unterschriften: 1. Markus Dick, 2. Johanna Bartholdi, 3. Remo Bill, Melina Aletti, Johannes 

Brons, Roberto Conti, Simon Esslinger, Thomas Giger, Philipp Heri, Urs Huber, Stefan Hug, 

Freddy Kreuchi, Beat Künzli, Adrian Läng, Georg Lindemann, Stefan Nünlist, Jennifer Rohr, 

Werner Ruchti, Christof Schauwecker, Mathias Stricker, Thomas von Arx, Jonas Walther, Mark 

Winkler, Hansueli Wyss, Rémy Wyssmann (25) 


